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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 31.08., 17.00 Uhr, Neues 
Rathaus, Zi. 262, Sitzungssaal des Stadtrates
Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Tagesordnung
Protokollbestätigung
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 01.06.2022
 - Protokollbestätigung der Sitzung vom 29.06.2022

Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
 - Mehrbedarf gemäß § 79 SächsGemO für die investive Förderung der 

Maßnahme „Neubau Bootshaus Klingerweg“
 - Ausführungsbeschluss Ersatzbeschaffung Elektrofahrzeuge für das 

Ordnungsamt, Dezernat Umwelt, Klima, Ordnung und Sport
 - Ausführungsbeschluss zum Erwerb und zur Implementierung von 

Softwarelösungen zur Digitalisierung von Prozessen in der medi-
zinischen Notfallrettung und im qualifizierten Krankentransport 
– Bestätigung gemäß § 79 (1) SächsGemO, Dezernat Umwelt, Klima, 
Ordnung und Sport

 - Baubeschluss Kita Benjamin Blümchen, Stötteritzer Straße 1 – Grund-
hafte Instandsetzung Außenanlagen zur Sicherung der Betriebs-
fähigkeit, Dezernat Stadtentwicklung und Bau Dezernat Jugend, 
Schule und Demokratie 

 - Vertragsanpassungen und Projekterweiterung im Ergebnishaushalt 
– Bestätigung gem. § 79 (1) SächsGemO, Dezernat Finanzen  

 - Sitzungsplan für den Verwaltungsausschuss für das Jahr 2023, Ober-
bürgermeister

Informationen
 - Jahresabschlussreports der bbvl 2021, Oberbürgermeister

Verschiedenes ■
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorsitzende 
des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Termine der Ratsversammlung 
für 2023

Schiedsstelle Mitte/Nordost: Sprechtag jeden 3. Di./Monat (15.00 Uhr-
18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; 
E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Die Sprechstunde am 02.08.2022 entfällt. Nächste Sprechstunde findet 
am 06.09.2022 statt. Sprechtag sonst jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), 
Stadthaus, Raum U 32, Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 
37 31 75; E-Mail: claudia.schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 
32, Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-NW@  
t-online.de
Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (15.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Mi-
chael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de
Wann hilft die Schiedsstelle? Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über 
vermögensrechtliche Ansprüche (z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- 
und Mietrechtsstreitigkeiten und über Ansprüche wegen Verletzung der 
persönlichen Ehre kann die Schiedsstelle helfend und streitschlichtend 
tätig werden. Das heißt, die Anrufung der Schiedsstelle bei bürgerlichen 
Streitigkeiten geschieht freiwillig und ist nicht vorgeschrieben. In solchen 
Fällen können Sie sich direkt an die Schiedsstelle Ihres Bezirkes wenden 
und bekommen dort fachkundige Unterstützung bei Ihren Anliegen. ■

Sprechzeiten  
der Friedensrichter

Ratsversammlung Ferien-/Messetermine 

18./19.01.2023

08.02.2023 – 
Beschlussfassung 
Haushalt

Winterferien: 13.02. – 24.02.2023 

09.02.2023

15./16.03.2023

19./20.04.2023
Osterferien: 11.04. – 14.04.2023
Buchmesse: 27.04. – 30.04.2023 

17./25.05.2023

14./15.06.2023 Bachfest: 08.06. – 18.06.2023 

05./06.07.2023 Sommerferien: 10.07. – 18.08.2023 

20./21.09.2023

18./19.10.2023 Herbstferien: 02.10. – 13.10.2023

15./16.11.2023

13./14.12.2023 
Weihnachtsferien: 27.12. – 
29.12.2023

Die regulären Sitzungen beginnen 14:00 Uhr und finden im  
Sitzungssaal des Stadtrates, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6 statt. Die Fortsetzungstermine sind vorbehaltlich und 
würden 16:00 Uhr beginnen. ■
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Die Stadt Leipzig hat mit Bestallungsurkunde vom 14.07.2022 gemäß 
Art. 233 § 2 Abs. 3 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(EGBGB) einen gesetzlichen Vertreter für die unbekannten Erben des 
im Grundbuch eingetragenen Miteigentümers Georg Karl Müller 
(geboren am 30.10.1901, verstorben am 11.07.1977), am Grundstück 
Güldengossaer Str. 1 in Leipzig, Gemarkung Liebertwolkwitz, Blatt 
534, Flurstück 209 bestallt (Aktenzeichen: 30.52 [au] 500 177; ausstel-
lende Stelle: Dezernat Allgemeine Verwaltung, Rechtsamt, Sachgebiet 
„Gesetzliche Vertretung – laufende Verfahren“).

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Rechts-
amt, Abteilung Offene Vermögensfragen und Gesetzliche Vertretung, 
Sachgebiet Gesetzliche Vertretung, Otto-Schill-Straße 2 , 04109 Leipzig) 
Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elekt-

Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe, gibt bekannt, 
dass die aufgeführten Gruppen der jeweiligen Abteilungen auf den 
erwähnten Friedhöfen ab 01.01.2023 gekündigt werden. Alle Grab-
stätten, deren Nutzungsrecht abgelaufen ist, werden ab 01.02.2023 
eingeebnet und beräumt.

Südfriedhof
III. Abteilung Gruppe 8 Stellen 47 - 71
XXIII. Abteilung Gruppe 3 Reihe F Stellen 5 - 7

Reihe G Stellen 1 - 4
Reihe H Stellen 1 - 18
Reihe J Stellen 1-16

Ostfriedhof
II. Abteilung Gruppe 3 Reihe G 
Nordfriedhof
I. Abteilung Gruppe 7 Stellen 25 - 30

II. Abteilung Gruppe 9 Stellen 1-8, A21 
-23

Kleinzschocher
I. Abteilung Gruppe B Stellen 80 - 84
IV. Abteilung Gruppe 3 Reihe 6 Stelle 12

Reihe 7 Stelle 12

ronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz ein-
gelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1. Der Widerspruch kann unter gesetzliche.vertretung@leipzig.de 
durch E-Mail oder über das besondere Behördenpostfach Stadt 
Leipzig - Rechtsamt jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur 
gemäß § 3 a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2.  Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Betroffene können die Bestallungsurkunde bei der vorgenannten Be-
hörde unter der vorangegangen benannten Besucheranschrift nach 
Terminvereinbarung (Telefonnummer 0341/123-35 33) einsehen, 
Auskunft verlangen und Rechte unter Beachtung der oben genannten 
Rechtsbehelfsbelehrung geltend machen. ■

Reihe 10 Stelle 11
Reihe 11 Stelle 11

Gruppe 5 Stellen 1 - 6
Sellerhausen
III. Abteilung Gruppe 1 Stellen 1-31
IV. Abteilung Gruppe 2 Stellen 311-322 
Möckern
I. Abteilung Gruppe 7 Stellen 28 - 32
II. Abteilung Gruppe 2 Reihe A Stelle 1

Urnengarten Stelle 1

Anträge auf Freigabe von Grabmalen zur Beräumung der Grabstätten 
durch die bisherigen Verfügungsberechtigten können unter Vorlage 
des gültigen Grabscheines bis zum 31.10.2022 bei der Stadt Leipzig, 
Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abt. Friedhöfe, Friedhofsverwaltung, 
Friedhofsweg 3, 04299 Leipzig gestellt werden.
Vorhandene Grabsteine und Grabausstattungen sind bis zum 01.01.2023 
entfernen zu lassen.

Nach diesem Termin fallen sie entschädigungslos in die Verfügungsge-
walt der Stadt Leipzig. Sofern Grabstätten von der Friedhofsverwaltung 
abgeräumt werden, hat der jeweilige bisherige Verfügungsberechtigte 
der Grabstätte die Kosten zu tragen ( § 26 Abs. 3 der geltenden Fried-
hofssatzung). ■

Bestallung eines gesetzlichen Vertreters am Grundstück  
Güldengossaer Straße 1 in Leipzig,  

Gemarkung Liebertwolkwitz, Blatt 534, Flurstück 209

Kündigung von Reihengrabstätten  
auf kommunalen Friedhöfen
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Beschluss Nummer VII-DS-07205-NF-01 der Ratsversammlung vom 
13.07.2022
Aufgrund des §  4 SächsGemO i. d. F. v. 9. März 2018, (SächsGVBl., S. 
62), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 
(SächsGVBl. S. 134), der § § 1, 2, 9 und 10 Sächsisches Kommunal-
abgabengesetz (SächsKAG) i. d. F. v. 09.032018, SächsGVBl. S. 116, 
zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 17 des Gesetzes vom 5. April 2019 
(SächsGVBl. S. 24), des § 12 Abs. 1 Sächsisches Polizeibehördengesetz 
(SächsPBG) i. d. F. v. 11.05.2019 (SächsGVBl. S. 358, 389), des § 3 Abs. 
4 des Gesetzes zur Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen im 
Freistaat Sachsen (Sächsisches Flüchtlingsaufnahmegesetz - SächsFlü-
AG) i. d. F. v. 25.06.2007, (SächsGVBl. S. 190), zuletzt geändert durch 
Art. 15 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 782), sowie 
des § 5 Abs. 1 des Sächsischen Gesetzes über die Eingliederung von 
Spätaussiedlern und zur Durchführung des Bundesvertriebenenge-
setzes sowie anderer Kriegsfolgengesetze (Sächsisches Spätaussiedler-
eingliederungsgesetz – SächsSpAEG) vom 28.02.1994 (SächsGVBl. S. 
359), zuletzt geändert durch Art. 24 des Gesetzes vom 26. April 2018 
(SächsGVBl. S. 198), hat der Stadtrat in der öffentlichen Sitzung vom 
13.07.2022 folgende Satzung beschlossen:

I. Rechtsform und Zweckbestimmung von Unterkünften  
für Wohnungslose, Asylbewerber und Spätaussiedler  

sowie andere ausländische Personen 
(Gemeinschaftsunterkünfte und Wohnungen)

 § 1 Anwendungsbereich für wohnungslose Personen

(1) Die Stadt Leipzig ist gemäß Polizeibehördengesetz für den Freistaat 
Sachsen (SächsPBG) Kreispolizeibehörde und damit zur Beseitigung 
unfreiwilliger Obdachlosigkeit als Störung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung verpflichtet.

(2) Die Stadt Leipzig unterhält Wohnungslosenunterkünfte (Gemein-
schaftsunterkünfte und Wohnungen) als öffentliche Einrichtungen.

(3) Wohnungslosenunterkünfte sind die von der Stadt Leipzig zur 
angemessenen Unterbringung von unfreiwillig wohnungslosen Per-
sonen bestimmten Gebäude, Wohnungen und Räume. Wohnungs-
losenunterkünfte im Sinne dieser Satzung sind auch Wohnungen, 
welche die Stadt Leipzig zur Unterbringung von Wohnungslosen 
bei Dritten anmietet.

(4) Wohnungslosenunterkünfte dienen der Aufnahme und der vorüber-
gehenden Unterbringung von Personen, die aktuell und unfreiwillig 
wohnungslos und nicht in der Lage sind, sich unmittelbar selbst 
eine Unterkunft zu beschaffen.

(5) Die in Wohnungslosenunterkünften untergebrachten Personen 
sind zur Selbsthilfe und Mitwirkung an der Überwindung ihrer 
Notlage/Wohnungslosigkeit verpflichtet.

 § 2 Anwendungsbereich für Asylbewerber, Spätaussiedler sowie 
andere ausländische Personen  

(1) Die Stadt Leipzig ist nach dem Sächsischen Flüchtlingsaufnahme-
gesetz untere Unterbringungsbehörde und damit für die Unter-
bringung von Personen, deren Aufnahme aus dem Ausland und 
Zuweisung bzw. Verteilung nach Leipzig auf landes- und bundes-
gesetzlichen Bestimmungen beruht, verpflichtet.

(2) Für diese Aufgabe unterhält die Stadt Leipzig Unterkünfte für 
gemeinschaftliches Wohnen von Asylbewerbern, Spätaussiedlern 
und anderen ausländischen Personen (Gemeinschaftsunterkünfte, 
Wohnungen und Unterkünfte mit Zusatzleistungen).

(3) Nutzungsberechtigt für die unter Abs. 2 genannten Unterkünfte 
sind Spätaussiedler gemäß § 1a Sächsisches Spätaussiedlerein-
gliederungsgesetz (SächsSpAEG), aufenthaltsberechtigte Personen 
nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sowie Personen, die zum 
leistungsberechtigten Personenkreis nach § 1 Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) gehören und der Stadt Leipzig durch die 
mittlere Unterbringungsbehörde des Freistaates Sachsen zugewiesen 
wurden oder aus anderen rechtlichen Gründen vorübergehend 
unterzubringen sind. Ferner nutzungsberechtigt sind unerlaubt 
eingereiste Ausländer gemäß § 15a AufenthG, für die die Stadt 
Leipzig nach Verteilentscheidung der mittleren Unterbringungs-
behörde örtlich zuständig ist.

 § 3 Betreibung der Unterkünfte

Die Betreibung der in § § 1 und 2 genannten Gemeinschaftsunterkünfte 
einschließlich der dort zu erbringenden sozialen Unterstützung und 
Dienstleistungen erfolgt durch die Stadt Leipzig oder durch hierfür 
vertraglich beauftragte Dritte. Ausstattung, Art und Umfang der 
Betreibung der Gemeinschaftsunterkünfte sowie die darin geleistete 
Unterstützung richten sich nach dem unterzubringenden Personenkreis 
und seinem Unterstützungsbedarf bzw. den dafür geltenden gesetz-
lichen Vorgaben. Zur Ermittlung des Unterstützungsbedarfs erfolgen 
im Einzelfall geeignete Bedarfsermittlungsverfahren.

II. Bestimmungen für die Benutzung der Unterkünfte

 § 4 Benutzungsverhältnis

Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein 
Rechtsanspruch auf Unterbringung in einer bestimmten Gemeinschafts-
unterkunft oder Wohnung oder auf Zuweisung von Räumen bestimmter 
Art und Größe besteht nicht. Die Zuweisung erfolgt durch die Stadt 
Leipzig in Abhängigkeit von der Verfügbarkeit konkreter Unterkünfte.

 § 5 Beginn und Ende der Nutzung

(1) Das Benutzungsverhältnis in einer Wohnungslosenunterkunft nach 
§ 1 Abs. 2 beginnt zum Zeitpunkt der Aufnahme oder mit Erhalt 
einer schriftlichen Einweisungsverfügung. In der Einweisungsver-
fügung sind Beginn und Ende der Nutzung bezeichnet.

(2) Das Benutzungsverhältnis für Unterkünfte nach § 2 Abs. 2 beginnt 
mit der Zuweisung der Mittleren Unterbringungsbehörde an die 
Stadt Leipzig. Die Stadt Leipzig als untere Unterbringungsbehörde 
bestimmt mit Zuweisungsbescheid die Gemeinschaftsunterkunft, 
Wohnung oder Unterkunft mit Zusatzleistungen, in der die Unter-
bringung erfolgt.

(3) Das Benutzungsverhältnis endet 
a) durch Räumung und Rückgabe der zur Nutzung überlassenen 

Räume in der Gemeinschaftsunterkunft oder der zur Nutzung 
überlassenen Wohnung an die Stadt Leipzig,

b) durch Ablauf der in der Einweisungsverfügung oder dem Zu-
weisungsbescheid nach Abs. 2 Satz 2 gesetzten Frist,

c) für Unterkünfte nach § 2 zum Monatsletzten des Folgemonats, 
in dem für den/die Nutzungsberechtigte(n) die Anerkennung 
als Asylberechtigter/-e unanfechtbar wird bzw. in dem das 
Bundesamt oder ein Gericht bestands- bzw. rechtskräftig fest-
gestellt hat, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG 
vorliegen,

d) durch Widerruf oder Aufhebung der Einweisungsverfügung 
oder des Zuweisungsbescheides durch die Stadt Leipzig mit 
Ablauf der dazu angegebenen Frist,

e) durch Ausreise des/der Nutzungsberechtigten nach § 2 Abs. 3 

Satzung über die Benutzung und die Gebühren in  
Unterkünften für Wohnungslose, Asylbewerber und 
Spätaussiedler sowie andere ausländische Personen  

in Leipzig (Benutzungs- und Gebührensatzung)
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aus der Bundesrepublik Deutschland,
f) durch das Ableben der eingewiesenen Person.

(4) Für Nutzungsberechtigte nach § 2 Abs. 3 kann das Benutzungsver-
hältnis im Ausnahmefall verlängert werden, wenn diese Personen 
noch nicht über eigenen Wohnraum verfügen und nachweisen, 
dass sie trotz intensiver Bemühungen keine Wohnung beschaffen 
konnten. Der Nachweis ist durch eine Bescheinigung der Sozial-
betreuung der Unterkunft zu erbringen.

(5) Die Stadt Leipzig kann nach pflichtgemäßem Ermessen die Ein-
weisungsverfügung oder den Zuweisungsbescheid widerrufen, 
Zuweisungen in andere Unterkünfte vornehmen oder Nutzer aus 
der Unterkunft räumen, unter anderem wenn
a) der/die Nutzer/-in trotz Abmahnung gegen die Satzung oder 

die Hausordnung verstößt,
b) der/die Nutzer/-in mit der Zahlung der Benutzungsgebühren 

in der Summe mit mehr als drei Monaten in Rückstand ist/sind,
c) der/die Nutzer/-in das Zusammenleben stört oder Gewalt 

gegenüber Dritten ausübt,
d) das Vertragsverhältnis für eine Unterkunft zwischen der Stadt 

Leipzig und Dritten endet oder
e) die Unterkunft durch die eingewiesene Person nicht persönlich 

genutzt wird.

 § 6 Benutzung der überlassenen Räume und Hausrecht

(1) Die überlassenen Räume in einer Gemeinschaftsunterkunft nach 
§ 1 Abs. 2 dürfen von den eingewiesenen Personen nur zur Über-
nachtung, Wohnungen nach § 1 Abs. 2 zu Wohnzwecken benutzt 
werden. Beim Nachweis einer Erkrankung dürfen auch die Räume 
in der Gemeinschaftsunterkunft nach § 1 Abs. 2 von der eingewie-
senen Person ganztägig genutzt werden. Die überlassenen Räume 
in einer Gemeinschaftsunterkunft und Wohnungen nach § 2 Abs. 
2 dürfen zu Wohnzwecken benutzt werden.

(2) Der/die Nutzer/-in der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm/ihr 
zugewiesene/-n Räume oder Wohnung samt dem überlassenen 
Zubehör pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch ihre be-
stimmungsgemäße Verwendung bedingten Abnutzung instand 
zu halten und nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses in 
dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei Beginn übernommen 
worden sind. Erfolgt die Unterbringung in Wohnungen, ist zu die-
sem Zweck bei Beginn und Ende des Benutzungsverhältnisses ein 
Übernahmeprotokoll aufzunehmen und von dem/der Nutzer/-in 
zu unterzeichnen.

(3) Erfolgt die Unterbringung in einer Wohnung nach § 1 Abs. 2, dürfen 
Veränderungen an der zugewiesenen Wohnung und dem über-
lassenen Zubehör nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Stadt 
vorgenommen werden. Der/die Nutzer/-in ist verpflichtet, die 
Stadt Leipzig unverzüglich von Schäden am Äußeren oder Inneren 
der zugewiesenen Wohnung zu unterrichten.

(4) Die Tierhaltung ist in allen Gemeinschaftsunterkünften verboten. In 
den Wohnungen nach § 1 Abs. 2  und § 2 Abs. 2 gelten die jeweiligen 
mietvertraglichen Regelungen zwischen der Stadt Leipzig und dem 
Vermieter.

(5) a) Der/die Nutzer/-in bedarf der schriftlichen Einwilligung der 
Stadt, wenn er/sie in  einer Wohnung nach § 1 Abs. 2

aa) Um-, An- und Einbauten sowie Installationen vornehmen 
will oder

bb) einen Dritten aufnehmen will, es sei denn, es handelt sich 
um eine unentgeltliche Aufnahme (Besuch) von angemessener 
Dauer (längstens 4 Wochen).

b) Die Einwilligung kann davon abhängig gemacht werden, dass der/
die Nutzer/-in eine Erklärung abgibt, dass er/sie die Haftung für 
alle Schäden, die durch die besonderen Benutzungen nach Abs. 6 
verursacht werden können, übernimmt und die Stadt Leipzig in-
sofern von Schadenersatzansprüchen Dritter freistellt.

c) Die Einwilligung kann befristet und mit Auflagen versehen erteilt 
werden. Insbesondere sind die Zweckbestimmung der Unterkunft, 
die Interessen der Haus- und Wohngemeinschaft sowie die Grund-
sätze einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung zu beachten.

d) Die Einwilligung kann widerrufen werden, wenn Auflagen oder 
sonstige Nebenbestimmungen nicht eingehalten, Hausbewohner 

oder Nachbarn belästigt oder die Unterkunft bzw. das Grundstück 
beeinträchtigt werden.

e) Bei von dem/der Nutzer/-in ohne Einwilligung vorgenommenen 
baulichen oder sonstigen Veränderungen kann die Stadt Leipzig 
diese auf Kosten des/der Nutzer/-in beseitigen und den früheren 
Zustand wieder herstellen lassen (Ersatzvornahme).

(6) In Unterkünften nach § 2 Abs. 2 sind die Aufnahme von Dritten 
und jegliche Veränderung der Unterkunft oder des vorhandenen 
Inventars nicht gestattet.

(7) Die Bediensteten oder Beauftragten der Stadt sind berechtigt, die 
Unterkünfte in angemessenen Abständen und nach vorheriger 
Ankündigung werktags in der Zeit von 9:00 Uhr bis 18:00 Uhr zu 
betreten. Sie haben sich dabei gegenüber dem/der Nutzer/-in auf 
dessen/deren Verlangen auszuweisen. Bei Gefahr im Verzug kann 
die Unterkunft ohne Ankündigung jederzeit betreten werden. Zu 
diesem Zweck behält die Stadt Leipzig einen Zimmer- bzw. Woh-
nungsschlüssel zurück.

(8) In Gemeinschaftsunterkünften sind die Bediensteten oder die Beauf-
tragten der Stadt berechtigt alle Räume zu betreten. Von 22:00 Uhr 
bis 6:00 Uhr ist die Nachtruhe zu beachten. Bei Gefahr im Verzug 
können alle Räume jederzeit betreten werden.

(9) In Gemeinschaftsunterkünften nach § 1 Abs. 2 wird im Rahmen 
freiwilliger Aufgabenwahrnehmung als lebenspraktische Hilfe 
das Waschen und Trocknen der persönlichen Wäsche gegen eine 
Gebühr gemäß Gebührenverzeichnis ermöglicht. Die Preisliste ist 
in den Gemeinschaftsunterkünften zugänglich.

(10) Die gesetzlichen Vorgaben zum Schutz der Nichtraucher sind in 
den Gemeinschaftsunterkünften umzusetzen. Näheres regeln die 
Hausordnungen. 

 § 7 Instandhaltung der Unterkünfte

(1) Der/die Nutzer/-in ist verpflichtet, für eine ordnungsgemäße 
Reinigung, ausreichende Lüftung und Heizung der überlassenen 
Räume in einer Gemeinschaftsunterkunft oder Wohnung zu sorgen.

(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine 
Vorkehrung zum Schutz dieser oder des Grundstücks gegen eine 
nicht vorhersehbare Gefahr erforderlich, so hat der/die Nutzer/-in 
dies der Stadt Leipzig unverzüglich mitzuteilen.

(3) Der/die Nutzer/-in haftet für Schäden, die durch schuldhafte Ver-
letzung der ihm/ihr obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflichten 
entstehen, besonders wenn technische Anlagen und andere Ein-
richtungen unsachgemäß behandelt, die überlassene  Unterkunft 
nur unzureichend gelüftet, geheizt oder gegen Frost geschützt wird. 
Insoweit haftet der/die Nutzer/-in auch für das Verschulden von 
Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich mit seinem/ihren Willen 
in der Unterkunft aufhalten. Schäden und Verunreinigungen, für 
die der/die Nutzer/-in haftet, kann die Stadt auf Kosten des/der 
Nutzers/-in beseitigen lassen.

(4) Die Stadt Leipzig erhält die in § § 1 und 2 genannten Unterkünfte 
in einem ordnungsgemäßen Zustand. Der/die Nutzer/-in ist nicht 
berechtigt, auftretende Mängel auf Kosten der Stadt Leipzig zu 
beseitigen.

(5) Reparatur-, Wartungs- und Reinigungsarbeiten in der Unterkunft, 
auch in den überlassenen Räumen oder Wohnung oder an Einrich-
tungen/Anlagen der Unterkunft sind durch den/die Nutzer/-in 
zu dulden. Sie erfolgen in der Regel durch Fachfirmen und nach 
rechtzeitiger Ankündigung werktags in der Zeit von 8:00 Uhr bis 
18:00 Uhr. Bei Gefahr im Verzug können die überlassenen Räume 
in einer Gemeinschaftsunterkunft oder Wohnungen durch Fachfir-
men zur Abwendung von Schäden ohne Ankündigung jederzeit in 
Begleitung eines Bediensteten oder Beauftragten der Stadt Leipzig 
betreten werden.

 § 8 Persönliche Betreuung

(1) Zur schnellstmöglichen Überwindung der individuellen Notlage 
und zur Aufrechterhaltung der Ordnung wird in den Gemeinschafts-
unterkünften nach § 1 Abs. 2 eine soziale Betreuung vorgehalten.
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(2) In den Unterkünften nach § 2 Abs. 2 findet eine Betreuung zur Be-
gleitung der Integration und Aufrechterhaltung der Ordnung statt.

 § 9 Hausordnung

(1) Der/die Nutzer/-in der Unterkünfte ist zur Wahrung des Haus-
friedens und zur gegenseitigen Rücksichtnahme verpflichtet.

(2) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung werden durch die Stadt Leipzig 
für Gemeinschaftsunterkünfte Hausordnungen erlassen. In Woh-
nungen gilt die durch den Eigentümer erlassene Hausordnung.

 § 10 Rückgabe der Unterkunft

(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der/die Nutzer/-in 
die überlassenen Räume in der Gemeinschaftsunterkunft bzw. die 
Wohnung von privatem Eigentum vollständig geräumt, in besen-
reinem Zustand und unter unbeschädigter Zurücklassung der darin 
zuvor enthaltenen Einrichtung und Gebrauchsgegenstände an die 
Stadt Leipzig zurückzugeben.

(2) Alle Schlüssel, auch eventuell von dem/der Nutzer/-in mit Ge-
nehmigung selbst nachgefertigte, sind der Stadt Leipzig bzw. ihren 
Beauftragten zu übergeben. Der/die Nutzer/-in haftet für alle 
Schäden, die der Stadt oder einem Benutzungsnachfolger aus der 
Nichtbefolgung dieser Pflicht entstehen.

(3) Werden Gegenstände in Unterkünften zurückgelassen und nicht 
innerhalb von vier Wochen nach Beendigung des Nutzungsver-
hältnisses abgeholt, wird vermutet, dass der/die Nutzer/-in das 
Eigentum daran aufgegeben hat. Die Stadt Leipzig wird anderweitig 
über diese Gegenstände verfügen bzw. diese kostenpflichtig zu 
Lasten des/der Nutzers/-in entsorgen. In Unterkünften nach § 2 
werden verbliebene Dokumente gegen Beleg der Ausländerbehörde 
übergeben.

(4) Die Pflichten des/der Nutzer/-in aus dem Benutzungsverhältnis 
bestehen bis zum Ablauf des Tages der Rückgabe der der über-
lassenen Räume in einer Gemeinschaftsunterkunft oder Wohnung 
fort. Wohnungen gelten dann als zurückgegeben, wenn die im 
Nutzungs- und Gebührenbescheid hierfür benannte Stelle die 
ordnungsgemäße Rückgabe schriftlich bestätigt hat. Hierfür wird 
ein Abnahmeprotokoll erstellt.

 § 11 Haftung und Haftungssauschluss

(1) Der/die Nutzer/-in haftet für die von ihm/ihr verursachten Schäden. 
Er/sie haftet auch für das Verschulden von Haushaltangehörigen 
und Dritten, die sich mit seinem/ihrem Einverständnis in der 
Unterkunft aufhalten.

(2) Der/die Nutzer/-in haftet ferner für alle Schäden, die dadurch 
entstehen, dass die Rückgabe im Zusammenhang mit der Beendi-
gung des Benutzungsverhältnisses nicht gemäß § 10 dieser Satzung 
erfolgte.

(3) Die Stadt Leipzig haftet nicht für Schäden,
a) die dem/der Nutzer/-in auf Grund der Durchsetzung der 

Hausordnung durch die Stadt Leipzig oder ihren Beauftragten 
entstehen,

b) die dem/der Nutzer/-in durch Einbruch oder Diebstahl ent-
stehen,

c) die sich der/die Nutzer/-in oder deren Besucher/innen selbst 
oder gegenseitig zufügen,

d) die dem/der Nutzer/-in bei Verlust von Eigentum entstehen.

(4) Die Haftung der Stadt Leipzig, ihrer Bediensteten und der Beauf-
tragten gegenüber den Nutzer/-innen und Besucher/-innen wird 
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.

 § 12 Personenmehrheit als Benutzer

(1) Erklärungen, Verwaltungs- und Amtshandlungen, deren Wirkung 
mehrere Personen gemeinsam berühren, müssen von und gegenüber 
allen Nutzer/-innen und sonstigen Beteiligten abgegeben werden.

(2) Jede/-r Besucher/-in muss Tatsachen, die in der Person oder in dem 

Verhalten eines Haushaltsangehörigen oder eines Dritten, der sich 
mit seinem Wissen und seiner Duldung in der Unterkunft aufhält, 
die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen Ersatzanspruch 
begründen, für und gegen sich gelten lassen.

 § 13 Verwaltungszwang

(1) Räumt ein/-e Nutzer/-in die überlassenen Räume in einer Gemein-
schaftsunterkunft oder Wohnung nicht, obwohl gegen ihn/sie eine 
bestandskräftige oder vorläufig vollstreckbare Räumungs- bzw. 
Umsetzungsverfügung vorliegt, so kann die Umsetzung durch 
unmittelbaren Zwang (Zwangsräumung) nach Maßgabe des 
§ 26 Verwaltungsvollstreckungsgesetz für den Freistaat Sachsen 
(SächsVwVG) vollzogen werden. Dasselbe gilt für die Räumung 
der Unterkunft nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses 
gemäß § 5 durch schriftliche Verfügung.

(2) Das Zwangsmittel ist vor der Anwendung durch die zuständige Stelle 
schriftlich anzudrohen. Dabei sind dem Vollstreckungsschuldner 
die Möglichkeit der Anhörung und eine Frist von einem Monat zur 
Erfüllung seiner Verpflichtung einzuräumen.

III. Gebühren für die Benutzung der Gemeinschaftsunterkünfte

 § 14 Gebühren, Gebührenschuldner und Gebührenpflicht

(1) Für die Inanspruchnahme eines Platzes in einer Gemeinschafts-
unterkunft nach § 1 Abs. 2 oder § 2 Abs. 2 werden Gebühren (Be-
nutzungsgebühren) erhoben. Dies gilt nicht für die Unterbringung 
von Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, die über keine 
eigenen Einkünfte verfügen. Im Einzelfall kann bei Vorliegen einer 
besonderen Härte von der Gebührenerhebung abgesehen werden. 

(2) Gebührenschuldner sind Personen, welche als Nutzungsberechtigte 
einen Platz in einer Gemeinschaftsunterkunft in Anspruch nehmen.

(3) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, die nach dieser Satzung 
festgesetzten Gebühren fristgemäß und vollständig zu entrichten 
(Gebührenpflicht).

 § 15 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe in Gemeinschaftsunter-
künften für wohnungslose Personen

(1) Die Benutzungsgebühr pro Person und Nacht für die Inanspruch-
nahme einer Gemeinschaftsunterkunft nach § 1 Abs. 2 ergibt sich 
gemäß Gebührenverzeichnis. 

(2) Für die Inanspruchnahme der Waschmaschinen und Trockner wird 
für jeden Waschgang eine Gebühr erhoben. Die Höhe der Gebühr 
ergibt sich gemäß Gebührenverzeichnis.  

(3) Werden im Rahmen der Amtshilfe wohnungslose Nutzer/-innen 
aus anderen Kommunen und Gemeinden wegen dort fehlender 
Angebote in den Leipziger Gemeinschaftsunterkünften nach § 1 
Abs. 2 notuntergebracht, sind von den anfragenden Gemeinden 
und Kommunen die tatsächlichen Unterbringungskosten gemäß 
geltender Kostenkalkulation für die Dauer der Unterbringung zu 
erheben.

 § 16 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe für andere Gemein-
schaftsunterkünfte

(1) Die Benutzungsgebühr pro Person und Tag für die Inanspruch-
nahme einer Gemeinschaftsunterkunft nach § 2 Abs. 2 ergibt sich 
aus dem Gebührenverzeichnis. 

(2) Aufnahmetag und mit Abnahmeprotokoll gemäß § 10 Abs. 4 be-
stätigter Rückgabetag werden jeder für sich berechnet. 

 § 17 Entstehung der Gebührenschuld, Beginn und Ende der Ge-
bührenpflicht, Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht täglich mit der Inanspruchnahme 
eines Platzes.

(2) Die Benutzungsgebühr ist täglich fällig. Sie kann vorab, längstens 
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jedoch bis zum Ende des laufenden Monats, entrichtet werden.

(3) Wird der zugewiesene Platz in einer Gemeinschaftsunterkunft bzw. 
eine zugewiesene Wohnung tatsächlich nicht mehr in Anspruch ge-
nommen und nach § 10 Abs. 1 und 2 der Satzung ordnungsgemäß 
zurückgegeben, so entfällt ab dem Rückgabezeitpunkt die Gebüh-
renpflicht. Im Voraus entrichtete Gebühren werden bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1 und 2 der Satzung taggenau 
erstattet. Nachweispflichtig für das Vorliegen der Voraussetzungen 
ist der/die jeweilige Gebührenschuldner/-in.

(4) Bei Leistungsempfängern der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie von Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) werden bei Unterbringung in Unterkünften nach § 1 Abs. 
2 bei Vorlage einer Kostenübernahmeerklärung des jeweiligen 
Leistungsträgers die Gebühren zum Monatsende taggenau nach 
der tatsächlichen Inanspruchnahme des Platzes gegenüber dem 
Leistungsträger direkt abgerechnet.

IV. Gebühren für die Benutzung von zugewiesenen Wohnungen

 § 18 Gebühren, Gebührenschuldner und Gebührenpflicht

(1) Für die Benutzung von Wohnungen werden Gebühren (Benut-
zungsgebühren) erhoben. Dies gilt nicht für die Unterbringung von 
Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG, die über keine eigenen 
Einkünfte verfügen. 

(2) Gebührenschuldner sind Personen, die als Nutzungsberechtigte 
nach § § 1 und 2 eine Einweisungs- oder Zuweisungsverfügung 
zur Unterbringung in einer bestimmten Wohnung erhalten haben.

(3) Wurden mehrere Personen in eine Wohnung eingewiesen, haften 
sie für die Zahlung der Benutzungsgebühr als Gesamtschuldner.

(4) Der/die Gebührenschuldner/-in ist verpflichtet, die nach dieser 
Satzung festgesetzten Gebühren regelmäßig und vollständig zu 
entrichten (Gebührenpflicht).

 § 19 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe

(1) Bemessungsgrundlage für die Erhebung der Benutzungsgebühr in 
Wohnungen sind  
a) die mietvertraglich vereinbarte Grundmiete gemäß des Vertrages 

zwischen der Stadt Leipzig und dem jeweiligen Vermieter – sowie
b) die nach der jeweils gültigen Fassung der Verwaltungsrichtlinie 

der Stadt Leipzig zu den Kosten der Unterkunft nach dem SGB II 
und XII maßgebenden für die Bedarfsgemeinschaft angemessene 
Betriebskosten einschließlich  Heizung/Warmwasser.

(2) In den Wohnungen nach § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 wird eine Energie-
pauschale erhoben, welche durch den/die Nutzer/-in zu entrichten 
ist. Die Höhe der Pauschale entspricht 50 Prozent des Energieanteils 
aus der jeweils maßgebenden Regelleistung SGB II/XII.

(3) Die Gebühr für Zeiträume von weniger als einen Monat wird zeit-
anteilig nach Tagen berechnet. 

(4) Die unter § 19 Abs. 1b) benannten Betriebskosten werden als Pau-
schale erhoben.

 § 20 Entstehung der Gebührenschuld, Beginn und Ende der Ge-
bührenpflicht

(1) Die Gebührenschuld entsteht monatlich nach Einzug in die zu-
gewiesene Wohnung.

(2) Die Gebührenpflicht beginnt an dem in der Einweisungsverfügung 
bezeichneten Kalendertag und endet mit dem Tag der ordnungs-

gemäßen Rückgabe der Wohnung an die Stadt Leipzig. Sofern die 
Wohnung nicht ordnungsgemäß an die Stadt zurückgegeben wird, 
endet die Gebührenpflicht am Tag der Räumung der Wohnung 
durch die Stadt Leipzig.

 § 21 Festsetzung und Fälligkeit der Gebühr

(1) Die Benutzungsgebühr wird in der Einweisungsverfügung nach 
§ 5 Abs. 1 oder dem Zuweisungsbescheid nach § 5 Abs. 2 Satz 2 
festgesetzt. Die Benutzungsgebühren sind spätestens am 3. Werk-
tag eines Monats fällig und unaufgefordert an die Stadtkasse zu 
entrichten.

(2) Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendermonats, werden 
bereits entrichtete Gebühren auf schriftlichen Antrag und nach 
Aufrechnung erstattet.

(3) Wird das Benutzungsverhältnis beendet, sind sämtliche bis dahin 
angefallenen Gebühren am Tag der Beendigung des Aufenthalts 
fällig.

(4) Eine vorübergehende Nichtbenutzung der überlassenen Räume in 
einer Gemeinschaftsunterkunft oder Wohnung entbindet den/die 
Nutzer/-in nicht von der Verpflichtung, die Gebühren vollständig 
zu entrichten.

V. Schlussbestimmung

 § 22 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Leipzig über die Benutzung 
und die Gebühren in Unterkünften für Wohnungslose, Asylbewerber 
und Spätaussiedler sowie andere ausländische Personen in Leipzig 
(VI-DS-05626 vom 20.06.2018) außer Kraft. ■

VI. Ausfertigungsvermerk

Leipzig, den 14.04.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Hinweis auf § 4 Abs. 4 SächsGemO:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach ihrer Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmi-

gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen Gesetz-

widrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, 
so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen. Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, 
wenn bei der Bekanntmachung der Satzung auf die Voraussetzungen 
für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften und die Rechtsfolgen hingewiesen worden ist. ■
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Gebührenverzeichnis gemäß der Satzung über die Benutzung und 
die Gebühren in Unterkünften für Wohnungslose, Asylbewerber und 

Spätaussiedler sowie andere ausländische Personen in Leipzig

Einzelgebühr Gebühr pro Monat

Unterkünfte für Asylbewerber und Spätaussiedler sowie andere ausländische Personen in Leipzig

Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerbern, Spätaussiedlern und 
anderen ausländischen Personen gem. § 2 Abs. 2

15,92 Euro1) 

pro Person und Tag
477,40 Euro

pro Person und Monat

Unterkünfte mit Zusatzleistungen für Asylbewerbern, Spätaussied-
lern und anderen ausländischen Personen gem. § 2 Abs. 2

32,80 Euro1), 2)

pro Person und Tag
984,06 Euro2) 

pro Person und Monat

Unterkünfte für Wohnungslose

Gemeinschaftsunterkunft für Wohnungslose Personen gem. § 1 
Abs. 2

5,00 Euro 
pro Person und Nacht

Nutzung Waschmaschine und Trockner im Übernachtungshaus 2,00 Euro brutto 
je Wasch- & Trockendurchgang

zugewiesene Wohnungen

Wohnungen für Personen 
gem. § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2

Grundmiete: mietvertraglich vereinbarte Grundmiete 

Betriebs- und Heizkosten: Richtwerte der Verwaltungsrichtlinie der 
Stadt Leipzig zu den Kosten der Unterkunft nach dem SGB II und XII in 
der jeweils gültigen Fassung für die Stadt Leipzig 

Energiepauschale 50 % des Energieanteils aus der jeweils maßgebenden Regelleistung 
SGB II/XII

1) Dreißigstel der Monatsgebühr
2) zzgl. etwaiger Auslagen



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig 
Ausgabe 15/22 · 23.07.2022

8

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 13.07.2022 die Aufstel-
lung der Satzung zur Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungs-
planes Nr. E-81 „Gewerbegebiet Stahmeln, Druckerei Springer“ nach 
§ 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.
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Satzung zur Aufhebung des Vorhaben- und  
Erschließungsplanes Nr. E-81 „Gewerbegebiet Stahmeln, 

Druckerei Springer“, Leipzig-Nordwest
Aufstellungsbeschluss und Unterrichtung der Öffentlichkeit

Der Beschluss ist im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und 
kann zu den unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen 
kostenlos eingesehen werden, er ist auch im Internet über das Ratsin-
formationssystem der Stadt Leipzig abrufbar unter https://ratsinfo.
leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06988). 

Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung aufgehoben werden. 

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. 
E-81 befindet sich in Leipzig Nordwest, im Ortsteil Lützschena-Stah-
meln westlich der Druckereistraße (entsprechend kartenmäßiger 
Darstellung). 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan schränkt die potentielle Ent-
wicklung des Areals sowohl inhaltlich als auch städtebaulich stark 
ein. Er soll aufgehoben werden, um die planungsrechtliche Grundlage 
für Neuansiedlungen von Unternehmen an diesem Standort sowie 
für die Erweiterungsabsichten des bestehenden Gewerbetreibenden 
zu schaffen. 

Unterrichtung der Öffentlichkeit
Die Öffentlichkeit kann sich im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, 
Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 während der 
Dienststunden

Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Aus-
wirkungen der Planung informieren und sich bis zum 05.08.2022 
gegenüber der Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt zur Planung äußern. 
Sofern schriftliche Stellungnahmen abgegeben werden, richten Sie sie 
bitte an die Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig oder per 
E-Mail an stadtplanungsamt@leipzig.de. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes Nr. E-81 „Gewer-
begebiet Stahmeln, Druckerei Springer“ (fett umrandet) 

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
https://ratsinfo.leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt%40leipzig.de?subject=
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat in ihrer Sitzung am 
13.07.2022 die Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 341 
„Seelenbinderstraße, südlicher Teil – Nutzungsarten“ (Vorlage Nr. VII-
DS-07121) beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
Er ist im Stadtplanungsamt niedergelegt und kann wie unten ange-
geben kostenlos für die Dauer von zwei Wochen eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung tritt diese Satzung in Kraft und der Be-
bauungsplan ist aufgehoben.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 341 befindet sich in 
Leipzig Nordwest, im Ortsteil Möckern zwischen Georg-Schumann-
Straße, Laubestraße, Kirschbergstraße und Faradaystraße (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung). 

Der Bebauungsplan soll aufgehoben werden, da für die weitere Ent-
wicklung des Gebietes keine städtebauliche Notwendigkeit mehr be-
steht, die mit diesem Bebauungsplan vorhandenen Beschränkungen 
für den Einzelhandel aufrecht zu erhalten.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan und die Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung können im Stadtplanungsamt, Neues 
Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 während 
der Dienststunden
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Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 341 
„Seelenbinderstraße, südlicher Teil – Nutzungsarten“, 

Leipzig-Nordwest; Satzungsbeschluss

Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden. Die zu-
sammenfassende Erklärung beinhaltet, wie die Umweltbelange, die 
Ergebnisse der Beteiligungsprozesse und anderweitige Planungsmög-
lichkeiten beim Zustandekommen des Plans berücksichtigt wurden.  

Die genannten Unterlagen sind auch im Internet über das Ratsinfor-
mationssystem der Stadt Leipzig unter https://ratsinfo.leipzig.de 
(Vorlage Nr. VII-DS-07121) einsehbar.

Rechtsbehelf:

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Leipzig unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen 
Plan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen.

Die hier gegebenen Hinweise auf Rechtsfolgen nach dem BauGB haben 
keinen Einfluss auf bestehende Rückübertragungsansprüche bzw. 
Entschädigungsansprüche nach dem Gesetz zur Regelung offener 
Vermögensfragen.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass nach § 4 Abs. 4 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) Satzungen, 
die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang 
an gültig zustande gekommen gelten.

Dies gilt nicht, wenn

1.  die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,
2.  Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,
3.  der Oberbürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 wegen 

Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
4.  vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 genannten Frist

a)  die Rechtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder
b)  die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber 

der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 oder 4 der SächsGemO 
geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 341 „Seelenbinderstraße, südli-
cher Teil – Nutzungsarten“ (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
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Zum Bebauungsplan Nr. 453 „Stadtquartier Glesiener Straße“ wird die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) durchgeführt.

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig Nordwest, im Ortsteil Möckern, 
östlich des Friedhofes Möckern zwischen Max-Liebermann-Straße und 
der S-Bahn-Trasse der Verbindung Leipzig-Halle (Saale) (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung). 
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Bebauungsplan Nr. 453 „Stadtquartier Glesiener Straße“, 
Leipzig-Nordwest

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Auf einer der letzten freien Flächen des ehemaligen Kasernengeländes 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines 
modernen, hauptsächlich dem Wohnen dienenden Stadtquartiers mit 
Kindertagesstätte und Nahversorgungsmarkt geschaffen werden. 

Zur Unterrichtung der Öffentlichkeit werden die Unterlagen zum 
Vorentwurf des Bebauungsplans

vom 01.08.2022 bis 02.09.2022
im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtpla-
nungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496-499, während 
der Dienststunden
Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr  
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
ausgestellt. 

Die gesamten Planunterlagen können zusätzlich über die Webseite der 
Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de und im Stadtbüro, Burgplatz 
1 (Zugang über Markgrafenstraße 3), 04109 Leipzig, Öffnungszeiten 
Mo./Fr. 13.00-16.00 Uhr und Di./Mi./Do. 13.00-18.00 Uhr eingesehen 
werden.

Informationsveranstaltung/ Planerläuterung
Am Donnerstag, dem 04.08.2022, von 16.00 bis 18.00 Uhr findet dazu 
eine öffentliche Informationsveranstaltung statt. Der Treffpunkt ist 
an der Glesiener Straße, Ecke Papitzer Straße. Anwesend sind Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes. 
Des Weiteren stehen am Dienstag, dem 30.08.2022, zwischen 16 und 18 
Uhr Kolleginnen und Kollegen des Stadtplanungsamtes im Stadtbüro 
für Fragen zur Verfügung.

Es besteht darüber hinaus die Möglichkeit, die Vorlage im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-07245). 

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind dazu eingeladen und 
haben Gelegenheit, sich zu informieren und zu äußern. Sofern schrift-
liche Stellungnahmen abgegeben werden, richten Sie sie bitte an die 
Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, telefonische Anfragen 
an (0341) 123-4948, oder per E-Mail an stadtplanungsamt@leipzig.de. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich zum Bebauungsplan Nr. 453 „Stadtquartier Glesiener Stra-
ße“ (fett umrandet). 

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell 
https://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de
mailto:stadtplanungsamt%40leipzig.de?subject=
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 13.07.2022 den Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Freilade-
bahnhof Eutritzscher/Delitzscher Straße“ gebilligt und die öffentliche 
Auslegung nach § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 

Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. Er ist im Stadtpla-
nungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und kann zu den unten genannten 
Zeiten für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden. 

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-Mitte, im Ortsteil Zentrum-Nord 
westlich der Bahnanlagen zwischen Eutritzscher Straße, Delitzscher 
Straße, Theresienstraße und Roscherstraße (entsprechend kartenmä-
ßiger Darstellung).

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Zusammenhang 
mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 416 „Freiladebahnhof 
Eutritzscher/Delitzscher Straße“. Die Änderung der bisherigen Dar-
stellung als „Gewerbliche Baufläche“ und die Kennzeichnung „Ent-
wicklungspotenziale auf Bahnflächen“ zu „Gemischte Baufläche“, 
„Grünfläche“ mit der Zweckbestimmung Parkanlage und „Fläche für 
Gemeinbedarf“ mit Symbol „Bildung /Schule“ ist erforderlich, um 
den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes zu entsprechen. 

Der Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung, die Begründung 
und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-

I

I

I

I I I I I I I I I I I I
I

I
I

I
I

I

I

I

I
I

I
I

I
I

I
I

I
I

I
I

I
I

I
I

I

überwölbte Parthe

Roscherstr.

Blum
enstr.

Zerbster Str.

Rackwitzer Str.

Hohmannstr.

G
eorg-Schum

ann-Str.

Frickestr.

Blochm

annstr.

W
ittenberger Str.

M
ichaelisstr.

Ba
lz

ac
st

r.

Ze
rb

ste
r S

tr.

Erich-Weinert-Str.

Eu
tr

itz
sc

he
r S

tr.

Theresienstr.

Dessauer Str.

Berliner Str.

Mechlerstr.

De
lit

zs
ch

er
 S

tr.

Ehrenste
in-

    s
tr.

H
aferkornstr.

Springerstr
.

Trufanowstr.

Schule

KiTa.

Tankst.

Altenh.

Finanzamt

Kraftwerk "Nord"

Bundesamt für
Kartographie und

Geodäsie

Zentrum-Nord

Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich  
„Freiladebahnhof Eutritzscher/Delitzscher Straße“,  

Leipzig-Mitte
Öffentliche Auslegung des Planentwurfs

lungnahmen werden

vom 09.08.2022 bis 19.09.2022

im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtpla-
nungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496-499, während 
der Dienststunden  

Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

zur Einsicht öffentlich ausgelegt. 

Die gesamten Planunterlagen können zusätzlich über die Webseite der 
Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de und im Stadtbüro, Burgplatz 
1 (Zugang über Markgrafenstraße 3), 04109 Leipzig, Öffnungszeiten 
Mo. bis Fr. 14.00-18.00 Uhr eingesehen werden.

Es besteht darüber hinaus die Möglichkeit, den Beschluss im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-07024). 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden; nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über die Änderung des Flächennutzungsplanes un-
berücksichtigt bleiben (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB). Sofern 
Sie eine schriftliche Stellungnahme abgeben, richten Sie diese bitte an 
die Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig. Es wird darauf 
hingewiesen, dass Vereinigungen im Sinne des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen sind, die sie im Rahmen der Auslegung nicht oder 
nicht rechtzeitig geltend gemacht haben, aber hätten geltend machen 
können ( §3 Abs. 3 BauGB).

Die in den vorliegenden Stellungnahmen genannten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen beziehen sich insbesondere auf folgende Aus-
sagen und Hinweise:

• Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
zu Boden/ Wasser (Geologie und Baugrund, Altlasten und Ver-
sickerung von Niederschlagswasser) 

• Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz zu Boden (Altlasten, Nutzungs-
änderung), zu Pflanzen/ Tiere/ Biodiversität (Entwicklungsziele 
des Landschaftsplanes, zu Menschen (Verkehrs- und Gewerbelärm)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 

• Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im Än-
derungsverfahren des Flächennutzungsplans eine Umweltprüfung 
durchgeführt, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen 
ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 
wurden. Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung zum 
Entwurf der Flächennutzungsplanänderung und enthält Informa-
tionen und Aussagen zu den Auswirkungen auf den Landschafts-
plan. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich 
„Freiladebahnhof Eutritzscher/Delitzscher Straße“ (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell
http://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig 
Ausgabe 15/22 · 23.07.2022

12

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 13.07.2022 den Ent-
wurf des Bebauungsplans Nr. 416 „Freiladebahnhof Eutritzscher/
Delitzscher Straße“ gebilligt und die öffentliche Auslegung nach § 3 
Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 

Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. Er ist im Stadtpla-
nungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und kann zu den unten genannten 
Zeiten für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden. 

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-Mitte, im Ortsteil Zentrum-Nord 
westlich der Bahnanlagen zwischen Eutritzscher Straße, Delitzscher 
Straße, Theresienstraße und Roscherstraße (entsprechend kartenmä-
ßiger Darstellung).

Auf dem brachgefallenen Areal des ehemaligen Freiladebahnhofes soll 
auf einer Fläche von ca. 25 Hektar ein neues, gemischt genutztes Stadt-
viertel mit hohem Grünanteil geschaffen werden. Neben der geplanten 
Wohn- und Gewerbenutzung und des Nahversorgungszentrums sollen 
eine Grundschule, eine weiterführende Schule, Sport- und Freizeitan-
lagen sowie zwei Kindertageseinrichtungen entwickelt werden. Die 
Aufstellung des Bebauungsplanes ist dafür die planungsrechtliche 
Voraussetzung.

Der Entwurf des Bebauungsplans, die Begründung und die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen werden

vom 09.08.2022 bis 19.09.2022

im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Stadtpla-
nungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496-499, während 
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Bebauungsplan Nr. 416 „Freiladebahnhof Eutritzscher/  
Delitzscher Straße“, Leipzig-Mitte

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs
der Dienststunden  

Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

zur Einsicht öffentlich ausgelegt.
 
Die gesamten Planunterlagen können zusätzlich über die Webseite der 
Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de und im Stadtbüro, Burgplatz 
1 (Zugang über Markgrafenstraße 3), 04109 Leipzig, Öffnungszeiten 
Mo./Fr. 13 – 16 Uhr und Di./Mi./Do. 13 – 18 Uhr eingesehen werden

Planerläuterung
Des Weiteren stehen am Mittwoch, dem 24.08.2022, zwischen 16.00 und 
18.00 Uhr und am Montag, dem 12.09.2022, zwischen 14.00 und 16.00 
Uhr Kolleginnen und Kollegen des Stadtplanungsamtes im Stadtbüro 
für Fragen zur Verfügung. Es besteht darüber hinaus die Möglich-
keit, den Beschluss im Internet über das Ratsinformationssystem der 
Stadt Leipzig abzurufen unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage 
Nr. VII-DS-07025).

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden; nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
(vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB). Sofern Sie eine schriftliche 
Stellungnahme abgeben, richten Sie diese bitte an die Stadt Leipzig, 
Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig.

Die in den vorliegenden Stellungnahmen genannten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen beziehen sich insbesondere auf folgende Aus-
sagen und Hinweise:

• Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz zu Wasser/ Boden (Nie-
derschlagswasserbewirtschaftung, Versickerung, Grundwasser, 
Altlasten), zu Pflanzen/ Tieren (Aussagen und Maßnahmen zum 
Naturschutz), zu Klima und Luft (Maßnahmen zur Verbesserung 
der Luftqualität, Mobilitätsstrategie), und zu Menschen (Verkehrs- 
und Gewerbelärm)

• Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und Gewässer zu Wasser/ Boden 
(Niederschlagswasserbewirtschaftung, Versickerung, Ent- und Be-
wässerung, Grundwasser), zu Klima (Fassadenbegrünung, Baum-
pflanzungen) und zu Menschen (Sportanlagenlärm)

• Stadt Leipzig, Amt für Wirtschaftsförderung zu Klima (Maßnahmen 
im Rahmen der Mobilitätsstrategie)

• Sächsisches Landesamt für Archäologie zu Boden (Hinweise zu 
Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten)

• Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie 
zu Wasser (Hinweise zu Versickerungsanlagen und Brunnen)

• Kommunale Wasserwerke Leipzig zu Wasser (Trinkwasserver-
sorgung, Schmutz- und Regenwasserentsorgung)

• BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland zu Pflanzen/ 
Tieren (Bedenken am Kollisionsschutz für Vögel, Animal Aided 
Design, Umsiedlungsflächen, Fledermaus-Ersatzquartiere) 

• NABU Landesverband Sachsen e. V. zu Pflanzen/ Tieren (Vermei-
dungs- und Umsiedlungsmaßnahmen), zu Wasser (Regenwasser-
management)

• Ökolöwe Umweltbund Leipzig e. V. zu Pflanzen/ Tieren (Maßnah-
men zur Qualifizierung der Biodiversität, Animal Aided Design), 
zu Klima (Fassaden- und Dachbegrünung, Begrünung öffentlicher 
und privater Verkehrsflächen)

• Grüne Liga Sachsen e. V. zu Pflanzen/ Tieren (Bedenken gegenüber 
dem Eingriffsausgleichkonzept)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 
• Gesamtkonzept zur Regenwasserbewirtschaftung vom 03.03.2022

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 416 „Freiladebahnhof Eutritzscher/
Delitzscher Straße“ (fett umrandet)

Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell
https://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de
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• Vorplanung der Regenwasserbewirtschaftung vom 02.09.2020
• Entwässerungskonzept für den Schulcampus und zwei Kinder-

tageseinrichtungen von 02.2020
• Bericht zur abwasserseitigen Erschließung – Hydraulische und 

schmutzfrachtbezogene Berechnung vom 01.11.2020
• Gutachten zur Bewässerungsplanung – Wasserhaushaltsmodellie-

rung und Grundwasserboxmodell vom 21.07.2021
• Musterlösung zur Regenwasserbewirtschaftung vom 01.05.2021
• Grünordnungsplan vom 23.05.2022
• Gefährdungsabschätzung gemäß Bundesbodenschutzgesetz für 

das Gesamtgebiet vom 29.03.2021 
• Gefährdungsabschätzung gemäß Bundesbodenschutzgesetz für 

den Schulcampus vom 14.02.2022
• Umweltmeteorologisches Gutachten zur bioklimatischen und luft-

hygienischen Bewertung des Planentwurfs vom 08.07.2019
• Strömungsanalyse vom 14.02.2022
• Energiekonzept vom 10.02.2022
• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 30.03.2022
• Bestandserfassung Biotoptypen vom 04.01.2017
• Artensteckbriefe vom 30.03.2022
• Schallimmissionsprognose vom 15.02.2022
• Grundwasseranalyse vom 09.11.2018

• Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im 
Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Um-
weltbericht beschrieben und bewertet wurden. Der Umweltbericht 
ist Bestandteil der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplans 
und enthält Informationen und Aussagen zu den Auswirkungen auf 
Fläche, Boden und Grundwasser (insbesondere zu Bodenversieg-
lung, nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion, Beeinträchtigungen 
der Grundwasserneubildung), Oberflächengewässer, Luft und 
Klimaschutz, Pflanzen (insbesondere zur Beseitigung der Vegeta-
tionsbestände im Zuge der ab 2017 stattgefundenen Maßnahmen 
und Handlungen), Tiere (insbesondere zur Beeinträchtigung von 
Lebensräumen von zum Teil streng geschützten Tierarten (u.a. 
Heuschrecken, Zauneidechsen, Fledermäuse, Brutvögel), Land-
schaft/ Landschaftsplan (insbesondere zum Ausgleich von Ein-
griffen), Menschen und menschliche Gesundheit (insbesondere zu 
Erholungspotential, Luftqualität, Lärm), Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter und deren Wechselwirkungen. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt
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Bekanntmachung über die Planfeststellung für das  
Vorhaben der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH

 „Gleisbaumaßnahme Gorkistraße  
zwischen Kohlweg und Ossietzkystraße“

Die Landesdirektion Sachsen führt auf Antrag der Leipziger Ver-
kehrsbetriebe (LVB) GmbH für das oben genannte Vorhaben ein 
Planfeststellungsverfahren nach § 28 und § 29 des Personenbeförde-
rungsgesetzes (PBefG) in Verbindung mit § 73 des Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes (VwVfG) und § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Ver-
waltungsverfahrens und des Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) durch.

Die Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH plant im Rahmen der 
Verkehrsbaumaßnahme Gorkistraße der Stadt Leipzig die LVB-An-
lagen grundhaft zu erneuern. Dabei soll die Gleisachse für 2,40 m 
breite Fahrzeuge aufgeweitet werden. Die Haltestelle Löbauer Straße 
wird als Inselhaltestelle mittig in der Fahrbahn angeordnet und bar-
rierefrei ausgebaut.

Im Zuge der Gleisbaumaßnahme sind die Demontage vorhandener bzw. 
der Neubau sowie der   Umbau von Wandbefestigungen an Privatge-
bäuden vorgesehen. Des Weiteren wird als Folge der Neueinordnung 
der Inselhaltestelle und der damit verbundenen Verbreiterung des 
Gesamtquerschnittes sowie für die Anlage einer Ersatzandienfläche 
südlich der Einmündung Schreiberstraße Grunderwerb erforderlich. 

Für das Vorhaben besteht die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).
Die Vorhabenträgerin hat die entscheidungserheblichen Unterlagen 
über die Auswirkungen des Vorhabens vorgelegt, die Bestandteil der 
nachfolgend aufgeführten Auslegungsunterlagen sind:

Unterlage 
Nr. Bezeichnung der Unterlage

Teil A - Vorhabensbeschreibung
01 Erläuterungsbericht 
Teil B - Planteil
02 Übersichtskarte
03 Übersichtslageplan
05 Lageplan
06 Höhenplan
07 Lageplan der Immissionsschutzmaßnahmen
10
10.1
10.2

Grunderwerb
Grunderwerbsplan
Grunderwerbsverzeichnis

11
11.1
11.2

Regelungen
Lageplan zum Regelungsverzeichnis
Regelungsverzeichnis

Teil C – Untersuchungen, weitere Pläne, Skizzen
14 Querschnitte
16.10 Verkehrsführung während der Bauzeit
17 Immissionstechnische Untersuchungen
19
19.1
19.2
19.3

Umweltfachliche Untersuchungen
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 5 UVPG
Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
Umweltverträglichkeitsprüfung

20 Geotechnische Untersuchungen
21.1 Körperschallgutachten
Teil D - Nachweise
23
23.1

Verkehrssicherheit
Lageplan Hüllkurven

Die Antragsunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) liegen in 
der Zeit vom 15. August 2022 bis einschließlich 14. September 2022 

in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadt-
planungsamt, Zimmer 498 während der Dienststunden 
Mo./Mi.  8.00 Uhr bis 15.00 Uhr
Di./Do.  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Fr.    8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Des Weiteren sind die Bekanntmachung sowie die Antragsunterlagen 
während des vorgenannten Zeitraums auch auf der Internetseite der 
Landesdirektion Sachsen unter https://www.lds.sachsen.de/bekannt-
machung (Rubrik Infrastruktur - Straßenbahnen) sowie im UVP-Portal 
unter https://www.uvp-verbund.de einsehbar. 

1. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann 
bis spätestens einem Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist -  bis 
einschließlich 14. Oktober 2022 - bei der  Landesdirektion Sachsen 
(Postanschrift: Landesdirektion Sachsen, 09105 Chemnitz) oder der 
Dienststelle in Leipzig, Braustraße 2, 04107 Leipzig, bzw. bei der 
Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig, Einwendungen 
gegen den Plan schriftlich oder mündlich zur Niederschrift erheben. 

 Einwendungen können auch elektronisch, aber nur mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur unter der E-Mail-Adresse post@lds.
sachsen.de erhoben werden; Einwendungen, die nur elektronisch 
übermittelt werden (z. B. E-Mail ohne qualifizierte elektronische 
Signatur), sind unwirksam und bleiben daher unberücksichtigt.

 Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das 
Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Nach Ablauf der 
Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen ( § 73 Abs. 4 Satz 3 
VwVfG in Verbindung mit § 1 Satz 1 SächsVwVfZG und § 29 Abs. 
4 Satz 1 PBefG). 

 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 
bezeichnen. Andernfalls können diese Einwendungen unberück-
sichtigt bleiben.

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung 
der Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG in Verbindung 
mit § 1 Satz 1 SächsVwVfZG von der Auslegung des Plans. 

3. Die Anhörungsbehörde kann von einer förmlichen Erörterung der 
rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Einwendungen absehen 
( § 29 Abs. 1a Nr. 5 PBefG). 

 Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt ge-
macht. 

 Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, bzw. 
bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter im Sinne von 
Nr. 1 dieser Bekanntmachung, werden von dem Termin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 derartige Benachrichtigungen 
vorzunehmen, können diese durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. 

4. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Be-
vollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die der Planfeststellungsbehörde zu übergeben ist.

5. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit 
Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der Erörterungstermin 
ist nicht öffentlich.

6. Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die 
Erhebung von Einwendungen, die Teilnahme am Erörterungster-
min oder durch eine Vertreterbestellung entstehen, werden nicht 

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.uvp-verbund.de
mailto:post%40lds.sachsen.de?subject=
mailto:post%40lds.sachsen.de?subject=
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erstattet.

7. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem 
Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungs-
verfahren behandelt.

8. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 

9. Vom Beginn der Auslegung der Pläne tritt für die vom Plan betrof-
fenen Flächen die Veränderungssperre nach § 28a Abs. 1 PBefG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der Trägerin des 
Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen 
zu ( § 28a Abs. 3 PBefG). 

Datenschutzhinweise gemäß Artikel 13 und 14 der Datenschutz-Grund-
verordnung 

Bei der Abgabe von Stellungnahmen und Äußerungen oder der Er-

hebung von Einwendungen stellen sie der Landesdirektion Sachsen 
Personen bezogene Daten zur Verfügung. Die Landesdirektion Sachsen 
erhebt solche Daten auch bei Meldebehörden, Grundbuchämtern und 
im Handelsregister. Diese Daten werden von der Landesdirektion 
Sachsen in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß den geltenden Bestim-
mungen zum Datenschutz verarbeitet. Die Daten werden der Vorha-
benträgerin übermittelt. Die entsprechenden datenschutzrechtlichen 
Informationen nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 sowie Artikel 14 Abs. 1 
und 2 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), insbesondere 
welche Rechte Ihnen diesbezüglich zustehen, erfahren Sie unter dem 
folgenden Link: https://www.lds.sachsen.de/datenschutz (–>Unter-
lagen –> Planfeststellungsverfahren Infrastruktur). Der behördliche 
Datenschutzbeauftragte der Landesdirektion Sachsen ist wie folgt 
erreichbar: Datenschutzbeauftragter der Landesdirektion Sachsen, 
09105 Chemnitz; E-Mail: datenschutz@lds.sachsen.de; Telefon:  
+49 371/532-0. ■

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Die Gästetaxesatzung der Stadt Leipzig ist unwirksam.

Begründung

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat im Verfahren 5 C 19/19 
für Recht erkannt:

Die Gästetaxesatzung der Stadt Leipzig (Beschluss der Ratsversamm-
lung vom 27. September 2018, veröffentlicht im Leipziger Amtsblatt 
Nr. 18 vom 13. Oktober 2018), zuletzt geändert durch Beschluss 
der Ratsversammlung vom 9. Juli 2020 (veröffentlicht im Leipziger 
Amtsblatt Nr. 14 vom 18. Juli 2020), wird mit Ausnahme des § 9 für 
unwirksam erklärt.

Das Urteil ist ab 16.07.2022 rechtskräftig.

Umsetzung

Damit entfallen alle gästetaxebezogenen Meldepflichten der Unter-
kunftgeber.

Gäste, die seit dem 01.01.2019 entgeltlich in der Stadt Leipzig über-
nachtet und in diesem Zusammenhang die Gästetaxe entrichtet haben, 
haben einen Rückerstattungsanspruch gegenüber der Stadt Leipzig. 
Dazu ist ein formloser Antrag unter Beifügung der Rechnungsbelege 
an die Stadt Leipzig, Stadtkämmerei SG 20.33, 04092 Leipzig zu richten.
Die Unterkunftgeber selbst haben keinen Erstattungsanspruch. ■

Gästetaxesatzung der Stadt Leipzig

https://www.lds.sachsen.de/datenschutz
mailto:datenschutz%40lds.sachsen.de?subject=
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Das Amt für Stadtgrün und Gewässer, Abteilung Friedhöfe, gibt 
bekannt, dass nachfolgend aufgeführte Grabstätten, deren Nut-
zungsrecht bis zum 31.12.2021 verfallen war, drei Monate nach 
dieser öffentlichen Bekanntmachung von der Friedhofsverwaltung 
entschädigungslos eingezogen, eingeebnet und beräumt werden, 
sofern der Erhalt und die Pflege nicht durch die Stadt Leipzig, Amt 
für Stadtgrün und Gewässer, Abteilung Friedhöfe, erfolgt. ■

Entschädigungslose Beräumung von Grabstellen

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Südfriedhof

I Rabatte 199 RA 21.04.2021 Czaika, IRENE Rosalia 
Theresia

III 08 Urnenrabatte 1 U2Rab 03.04.2021 Marustzök, FRITZ 
Arthur

III 08 Urnenrabatte 
17 U2Rab 09.03.2021 Willwoldt, WERNER 

Walter
III 08 Urnenrabatte 
22 U2Rab 05.11.2021 Kalkbrenner, Walter

III 08 Urnenrabatte 
31 U2Rab 03.07.2021 Sachtler, Jörg

III 08 Urnenrabatte 5 U2Rab 17.05.2021 Golz, GUNTER Paul
III 09 Urnenrabatte 
90 UR 27.01.2021 Rother, MARGOT 

Gertrud
IV 03 Urnenrabatte 
112 UR 21.02.2021 Markert, Karlheinz

IV 03 Urnenrabat-
te 86 UR 05.11.2021 Lenk, Magdalene

IV Erbbegräbnis 25 ERB 20.04.2021 Held, HELENE Ida 
Martha

IV Erbbegräbnis 30 ERB 01.03.2021 Müller, ILSE Luise 
Martha

VI 04 Urnenrabatte 
138 UR 25.08.2021 Breidel, ARNFRIED 

Kurt
VI 05 Urnenrabat-
te 13 UR 24.06.2021 Petermann, ANNELIE-

SE Marie
VI 06 Urnenrabatte 
153 UR 13.11.2021 Leidenroth, IRMGARD

VI 06 Urnenrabatte 
268 UR 22.12.2021 Fleischmann, 

GERTRUD Elsa Thekla

X 07 Urnenrabatte 5 UR 25.06.2021 Plötz, HANS Erich 
Gustav

X Rabatte 228 / 229 RA 01.02.2021 Buchweitz, KURT Willi 
Paul

X Wahlstelle 156 WL 04.06.2021 Johlige, Rudolf Arthur

X Wahlstelle 173 WL 10.02.2021 Hesse, Sophie 
ANTONIE

X Wahlstelle 188 WL 11.08.2021 Perpessa, 
ANNEMARIE Gertrud

XI Rabatte 136 RA 22.10.2021 Milz, KURT Gottfried
XI Rabatte 281 / 282 RA 19.07.2021 Hergett, Emma

XI Wahlstelle 132 WL 05.10.2021 Seidel, Heinrich 
GUSTAV

XI Wahlstelle 182 WL 11.10.2021 Kell, Peter
XIV 01 Urnenrabatte 
152 UR 21.03.2021 Raabe, GERTRUD 

Agnes Helena
XIV Wahlstelle 152 WL 31.10.2021 Wittmann, Ingeborg
XIV Wahlstelle 154 WL 15.10.2021 Büchner, Lissi

XV Rabatte 152 RA 20.05.2021 Dekarz, MONIKA
Christine

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

XVI Rabatte 237 RA 18.10.2021 Wenck, Irmgard
XVII Rabatte 266/ 
267 RA 28.12.2021 Grüner, EDITH Martha

XVII Rabatte 942/ 
943 RA 21.07.2021 Patzak, ELSE Martha

XVII Urnenrabatte 
446 UR 17.04.2021 Gräser, HERBERT Paul

XVII Wahlstelle 222 WL 12.02.2021 Wiegand, ELSA Louise
XVII Wahlstelle 224 WL 28.01.2021 Marthaus, Beate
XVII Wahlstelle 225 WL 11.05.2021 Viehbahn, Wilhelm
XVII Wahlstelle 226 WL 27.09.2021 Schmidt, Emma AGNES
XVII Wahlstelle 227 WL 04.10.2021 Schmidt, Helene

XVII Wahlstelle 237 WL 13.06.2021 Tuch, MARIA Käthe
 Paula

XVII Erbbegräbnis 
31 ERB 22.08.2021 Liebers, Josephine 

Bertha
XVIII Rabatte 88 RA 17.07.2021 Grüner, Ekkehard
XXI Urnenrabatte 
131 UR 23.11.2021 Sperling, WERNER

Georg
XXII Rabatte 1101/ 
1102 RA 29.12.2021 Fatz, INGEBURG 

Melanie
XXII Rabatte 977/ 
978 RA 31.03.2021 Baumann, MARTHA 

Hildegard
XXIII Rabatte 378 RA 08.02.2021 Rast, Natalie
XXIV Rabatte 150 RA 23.12.2021 Müller, KLAUS Werner
XXIV Rabatte 269/ 
270 RA 05.11.2021 Brasch, GEORG

XXV Rabatte 141/ 
142 RA 09.06.2021 Kniesche, HELENE 

Martha
XXVI Rabatte 103/ 
104 RA 12.08.2021 Stahn, TRAUTCHEN 

Frieda
XXVI Rabatte 633/ 
634 RA 12.01.2021 Pezold, CHARLOTTE 

Elfriede Gertrud
XXVI Rabatte 636 RA 20.01.2021 Woiwade, Anna
XXVII 10 Urnen-
rabatte 52 UR 11.06.2021 Freyer, MAX Hermann

XXVII Urnenrabat-
te 20 UR 06.10.2021 Brocke, HEINZ Helmut

XXVII Urnenrabat-
te 21 UR 26.09.2021 Rentzsch, GERTRUD 

Anna
XXVII Urnenrabatte 
211 UR 10.04.2021 Streif, GRETE Emilie 

Emma
XXVII Urnenrabatte 
266 UR 16.08.2021 Hilbig, KLAUS-DIETER

XXVII Urnenrabatte 
354 UR 08.08.2021 Wehrmann, JOHANNA 

Erna

XXX Rabatte 75 / 76 RA 25.07.2021 Bodendieck, WALTER 
Henri Edmond

XXX Wahlstelle 418 WL 09.03.2021 Hohmann, JOHANNES 
Wilhelm Max

Hain Rabatte 101 RA 18.03.2021 Pfeiffer, SABINE
Hain Rabatte 114/ 
115 RA 04.11.2021 Müller, MATTHIAS 

Andreas
Hain Wahlstelle 45 WL 07.01.2021 Haber, Ida
Hain Wahlstelle 
46/ 47 WL 02.05.2021 Stake, ERNESTINE 

Isolde Marie Caroline
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Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Kleinzschocher
I A Urnenrabatte 
116 UR 03.04.2021 Wadewitz, ALBIN Paul

I B Urnenrabatte 72 U2Rab 14.09.2021 Scholz, FRIEDA 
Margarete Charlotte

I B Urnenrabatte 81 U2Rab 09.03.2021 Klotz, HELENE Maria

I Urnenrabatte 16 UR 07.12.2021 Geitel, ELISABETH 
Johanna

II A Urnenrabatte 14 UR 31.12.2021 Kirchner, ALMA 
Margarete

II Rabatte 115 A RA 10.10.2021 Schriever, REGINE 
Herta Charlotte

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Friedhof Möckern

II Urnenrabatte 45 UR 05.07.2021 Oy, GÜNTER Emil 
Gustav

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Friedhof Sellerhausen
III 01 Urnenrabatte 
48 U2Rab 11.05.2021 Weiß, CHRISTA 

Magdalena Emma
IV 04 Urnenrabatte 6 UR 17.11.2021 Wolfram, Roland

V Rabatte 630 RA 31.12.2021 Scholz, WOLFGANG 
Paul

IV Wandstelle 8 WD 21.12.2021 Setto, Karl Theodor

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Nordfriedhof
II 02 Urnenrabatte 
16 UR 01.06.2021 Taubert, Jens

II 04 Urnenrabatte 
243 UR 15.08.2021 Greif, MARTHA Frieda

II Rabatte 675 / 676 RA 28.01.2021 Ungelenk, ILSE 
Hildegard

Grabbezeichnung Grabart Nutzungs-
ende

letzter Verstorbener
Name, Vorname

Ostfriedhof

II Rabatte 66 / 67 RA 14.08.2021 Hofmann, HORST 
Helmut

VIII Urnenrabatte 
150 UR 10.05.2021 Richter, INGEBORG 

Waltraud
VIII Urnenrabatte 
167 U2Rab 24.08.2021 Emmrich, Franz 

Friedrich
XI 04 Rabatte 6 RA 10.07.2021 Abdelhadi, Mohamed
XI 04 Rabatte 7 RA 20.11.2021 Mamuti, Nedzmija
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines  
Mehrfamilienhauses; hier: 2. Verlängerung der Baugenehmigung;  

AZ: 63-2016-008639-VV-63.20-JAP; Hohe Straße 5“, Leipzig,  
Gemarkung Leipzig, Flurstück 5015

als untere Bauaufsichtsbehörde am 08.07.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-005515-VV-63.20-JAP einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Neubau eines Mehr-
familienhauses; hier: 2. Verlängerung der Baugenehmigung; AZ: 
63-2016-008639-VV-63.20-JAP; Hohe Straße 5“, Leipzig, Gemarkung 
Leipzig, Flurstück 5015, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt. Die 
Gültigkeitsdauer des vorbenannten Bescheids wurde antragsgemäß 
um 2 Jahre verlängert. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird. 

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51 92 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau eines Wintergartens  
an das Wohnhaus, Gambrinusstraße 13“, Leipzig,  

Gemarkung Großzschocher, Flurstück 126/16

zig hat als untere Bauaufsichtsbehörde unter dem Aktenzeichen 
63-2022-004565-VV-63.40-SLO am 13.07.2022 einen Bescheid mit 
folgendem verfügenden Teil erlassen:
(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Anbau eines Wintergar-

tens an das Wohnhaus, Gambrinusstraße 13“, Leipzig, Gemarkung 
Großzschocher, Flurstück 126/16, im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen. 
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51 26 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leip-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau Dachgeschoss als  
Maisonettewohnung mit Galerie zu Wohnzwecken und Errichtung  

von Gauben, Gregor-Fuchs-Straße 21“, Leipzig,  
Gemarkung Crottendorf, Flurstück 88/a

chen 63-2022-004257-VV-63.31-HAU einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau Dachgeschoss 
als Maisonettewohnung mit Galerie zu Wohnzwecken und Errich-
tung  von Gauben, Gregor-Fuchs-Straße 21“, Leipzig, Gemarkung 
Crottendorf, Flurstück 88/a, im Genehmigungsverfahren nach § 63 
Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-52 37 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 12.07.2022 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau und Nutzungsänderung 
einer ehemaligen Büroeinheit im 4. Obergeschoss zu einem Lager für 
das Blutspendezentrum im 3. Obergeschoss, Karl-Liebknecht-Straße 

chen 63-2022-003068-VV-63.41-MAS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau und Nutzungs-
änderung einer ehemaligen Büroeinheit im 4. Obergeschoss zu 
einem Lager für das Blutspendezentrum im 3. Obergeschoss, 
Karl-Liebknecht-Straße 153“, 155, Leipzig, Gemarkung Connewitz, 
Flurstücke 673, 674,im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische 
Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

2.  Die Baugenehmigung enthält Auflagen.
3. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-89 27 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 08.07.2022 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung und  
Instandsetzung Mehrfamilienwohnhaus, Mierendorffstraße 41“,  

Leipzig, Gemarkung Anger, Flurstück 122/m
nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist 
erteilt.

2. Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:
-  Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 

aus § 39 dahingehend, dass Gebäude mit einer Höhe von mehr 
als 13 m Aufzüge in ausreichender Zahl haben müssen.

-  Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderun-
gen aus § 50 dahingehend, dass in Gebäuden mit mehr als zwei 
Wohnungen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei zu-
gänglich sein müssen.

3. Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

4. Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder über 
das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner Post-
eingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a 
Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

-  Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer 
0341/123-51 96 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.07.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-001360-VV-63.31-HFR einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
1. Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Sanierung und Instand-

setzung Mehrfamilienwohnhaus, Mierendorffstraße 41“, Leipzig, 
Gemarkung Anger, Flurstück 122/m, im Genehmigungsverfahren 
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